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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehrswesen 
(30. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Rademadtier, Rümmele, Schneider (Bre- 
merhaven) und Genossen eingebra<diten Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes über die Beförderung von Personen zu Lande 

- Drucksache 1166 - 


A. Bericht des Abgeordneten Scheuren; 

Der Antrag der Abgeordneten Rademacher, Rüm- 
mele, Schneider (Bremerhaven) und Genossen betr. 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Beförderung von Personen zu Lande — 
Drucksache 1166 — vom 27. Januar 1955 wurde in 
der 76. Plenarsitzung des Deutschen Bundestages 
am 24. März 1955 federführend an den Ausschuß für 
Verkehrswesen und beteiligt an die Ausschüsse für 
Wirtschaftspolitik, für Post- und Fernmeldewesen, 
für Kommunalpolitik sowie für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht zur weiteren Bearbeitung über- 
wiesen. 

Die Ausschüsse für Post- und Fernmeldewesen 
und für Verkehrswesen haben in ihren Sitzungen 
am 26. und 29. April 1955 dem Gesetzentwurf im 
Grundsatz zugestimmt. 

Der Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungs- 
recht hat mit Schreiben vom 4. Mai 1955 mitgeteilt, 
daß nach seiner Auffassung das Grundgesetz einer 
Regelung nicht im Wege stehe, wonach auch beim 
Ausflugs- und Mietwagenverkehr bei der Zulas- 
sung geprüft wird, ob das beantragte Unternehmen 
den Interessen des öffentlichen Ver- 
kehrs zuwiderläuft, insbesondere, ob der Ver- 
kehr mit den vorhandenen Verkehrsmitteln befrie- 
digt werden kann. Gegen das Anliegen des Gesetz- 
entwurfs bestünden sachlich keine Bedenken. Es 
wurde jedoch die Auffassung vertreten, daß die 
Formulierung des Entwurfs im Hinblick auf Ar- 
tikel 12 des Grundgesetzes, grundsätzlichen Beden- 
ken unterliegt. Der Entwurf wende sich gegen die 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts, 
wonach für den Ausflugs- und Mietwagenverkehr 
eine Prüfung nach dem öffentlichen Verkehrsinter- 


esse mit dem Grundgesetz nicht vereinbar sei. Der 
Gesetzentwurf wolle jedoch in den genannten Fäl- 
len ein solches öffentliches Verkehrsinteresse als 
vorhanden fingieren. Er interpretiere damit das 
Grundgesetz, was jedoch nur durch ein verfassungs- 
ergänzendes Gesetz mit den in Artikel 79 Abs. 2 
des Grundgesetzes vorgeschriebenen Mehrheiten 
möglich wäre. Außerdem bestehe die Gefahr, daß 
durch derartige gesetzliche Fiktionen eine Aus- 
höhlung eines Grundrechtes erfolgen könne. 

Auf Grund dieser Mitteilung des Ausschusses für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht vom 4. Mai 1955 
hat der Bundesminister für Verkehr im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister der Justiz mit Schrei- 
ben vom 12. Mai 1955 — StV 5 Nr. 4115 B/55 — 
die aus der Anlage ersichtliche Fassung des Ge- 
setzentwurfs (Beschlüsse des Ausschusses für Ver- 
kehrswesen) vorgelegt. Daraufhin hat der Ausschuß 
für Rechtswesen und Verfassungsrecht in seiner 
Sitzung vom 14. Juni 1955 beschlossen, gegen die 
vom Bundesminister für Verkehr vorgeschlagene 
Formulierung des Gesetzentwurfs keine Einwen- 
dungen zu erheben, da diese Fassung der in dem 
Schreiben des Ausschusses für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht vom 4. Mai 1955 zum Ausdruck 
gekommenen Auffassung nunmehr entspreche. 

Der Ausschuß für Kommunalpolitik hat mit 
Schreiben vom 20. Mai 1955 mitgeteilt, daß er ein- 
stimmig die vom Bundesminister für Verkehr im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Justiz 
vorgeschlagene geänderte Fassung gebilligt habe. 

Der Ausschuß für Verkehrswesen hat dann in 
seiner abschließenden Beratung am 15. Juni 1955 
einstimmig bei einer Stimmenthaltung beschlossen. 
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den Gesetzentwurf in der aus der Anlage ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Allgemeines und im einzelnen 

Die Drucksache 1166 wurde veranlaßt durch 
die Urteile des Bundesverwaltungsgerichts vom 
10. März 1954 — BVerwG I C 25.53 — und vom 
29. Juni 1954 — BVerwG I C 161.53 — , die zu dem 
verkehrspolitisch unerwünschten Ergebnis führen, 
daß im Ausflugs- und Mietwagenverkehr eine Be- 
rücksichtigung der Interessen des öffentlichen Ver- 
kehrs und im Rahmen dieser eine Prüfung des 
öffentlichen Verkehrsbedürfnisses nicht mehr in 
Betracht kommen soll. § 9 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Beförderung von Personen zu Lande (PBefG) 
vom 4. Dezember 1934 (RGBl. I S. 1217) in Ver- 
bindung mit § 11 Abs. 1 der Durchführungsver- 
ordnung (DV) vom 26. März 1935 (RGBL I S. 473), 
die als Genehmigungsvoraussetzung die Prüfung 
id e s öffentlichen Verkehrsbedürf- 
n i s s e s vorschreiben, sollen nach diesen Bundes- 
verwaltungsgerichtsentscheidungen für den Aus- 
flugs- und Mietwaigenverkehr keine Anwendung 
mehr finden. 

Hierzu führen die vorerwähnten Urteile des Bun- 
desverwaltungsgerichts aus: 

„Ein Grundrecht, und somit auch das Grund- 
recht der Berufsfreiheit nach Artikel 12 Abs. 1 
des Grundgesetzes, darf nicht in Anspruch ge- 
nommen werden, wenn dadurch die für den Be- 
stand der Gemeinschaft notwendigen Rechtsgüter 
gefährdet werden. Die Rücksichtnahme auf die 
Interessen des öffentlichen Verkehrs, wie sie § 9 
Abs. 1 PBefG und § 11 DV vorschreibt, stellt eine 
besondere Zulassungsbeschränkung dar. Diese 
Zulassungsbeschränkung ist mit dem Grundgesetz 
vereinbar. Sie dient der Sicherstellung geordne- 
ter Verhältnisse im öffentlichen Verkehr. Diese 
Sicherstellung gehört in einem modernen Staats- 
wesen ZU den für den Bestand der Gemeinschaft 
notwendigen Rechtsgütern.“ 

Damit hat das Bundesverwaltungsgericht allge- 
mein anerkannt, daß die Bestimmungen über die 
Berücksichtigung der Interessen des öffentlichen 
Verkehrs (§ 9 Abs. 1 PBefG) und die Prüfung des 
Verkehrsbedürfnisses (§ 11 Abs. 1 DV), d. h. des 
öffentlichen Verkehrsbedürfnisses, mit dem Grund- 
gesetz vereinbar sind. 

Wenn das Bundesverwaltungsgericht trotzdem 
zu der Auffassung gelangt, daß im Ausflugs- und 
Mietwagenverkehr die Genehmigung nicht des- 
wegen versagt werden könne, weil sie dem Inter- 
esse des Öffentlichen Verkehrs zuwiderlaufe und 
somit bei diesen Verkehrsarten auch kein Raum für 
eine Prüfung des öffentlichen Verkehrsbedürfnisses 
bestehe, so beruht diese Erkenntnis nicht auf einer 
Anwendung von Vorschriften des Grundgesetzes, 
sondern auf einer Auslegung des PBefG. 


Das Bundesverwaltungsgericht führt dazu aus: 

„Unter den Interessen des Öffentlichen Ver- 
kehrs im Sinn des § 9 Abs. 1 PBefG smd die 
Interessen zu verstehen, weiche die Allgemein- 
heit an einem geordneten Verkehrswesen hat. 
Die Beschränkung der Berufszulassung im Hin- 
blick auf die Interessen des öffentlichen Ver- 
kehrs greift deshalb nur für solche Verkehrs- 
arten und Verkehrsmittel durch, für die ein über- 
wiegendes Interesse der Allgemeinheit vorliegt.“ 

Das Gericht würdigt dann auf Grund der Vor- 
schriften des Personenbeförderungsrechts den Aus- 
flugs- und Mietwagenverkehr als Verkehrsarten, 
an denen kein überwiegendes Interesse der Öffent- 
lichkeit besteht. In dieser nach den Vorschriften des 
PBefG erfolgten Beurteilung des Ausflugs- und 
Mietwagenverkehrs liegt die Abweichung von der 
bisher bei Gerichten und ln der Verwaltung herr- 
schenden Auffassung, daß die Öffentlichkeit auch 
an diesen Verkehrsarten ein maßgebliches Inter- 
esse hat und daß deshalb auch bei diesen Verkehrs- 
arten die Genehmigung im Einzelfall aus Gründen 
des öffentlichen Verkehrsinteresses, insbesondere 
auch mangels öffentlichen Verkehrsbedürfnisses, 
versagt werden kann. 

Das Bundesverwaltungsgericht begründet seine 
Auffassung, daß der Ausflugs- und Mietwagen- 
verkehr keine Verkehrsart darsitellt, an der ein 
überwiegendes Interesse der Allge- 
meinheit besteht und bei der somit auch nicht 
die öffentlichen Verkehrsinteressen zu berück- 
sichtigen seien, damit, daß der Wegfall dieser Ver- 
kehrsart das soziale und wirtschaftliche Leben der 
Allgemeinheit nicht ernstlich stören würde. Sie sei 
daher keine notwendige Ergänzung des öffent- 
lichen Verkehrs. Unberücksichtigt bleibt bei dieser 
Auffassung des Gerichts der verkehrspolitisch be- 
sonders wichtige Umstand, daß ein unbeschränktes 
Zunehmen des Ausflugs- und Mietwagenverkehrs 
mit Omnibussen die Ordnung des Linien Verkehrs 
gefährden würde. Entsprechend nachteilige Aus- 
wirkungen sind bei einer Übersetzung des 
Mietwagenverkehrs mit Personenkraftwagen auf 
die Ordnung im Kraftdroschkenwesen zu befürch- 
ten. Eine unbeschränkte Zulassung im Ausflugs- 
und Mietwagenverkehr würde insofern die Ord- 
nung des öffentlichen Verkehrs beeinträchtigen. 
Denn der dann gefährdete Linien- und Droschken- 
verkehr ist auch vom Bundesverwaltungsgericht als 
öffentlicher Verkehr anerkannt, bei dem die öffent- 
lichen Verkehrsinteressen zu berücksichtigen sind. 
Schon allein wegen dieser Auswirkungen auf den 
öffentlichen Verkehr müssen auch bei der Zulas- 
sung zum Ausflugs- und Mietwagenverkehr die 
öffentlichen Verkehrsinteressen mit berücksichtigt 
werden. 

Im Interesse der Aufrechterhaltung der Ordnung 
im öffentlichen Verkehr ist die mit Drucksache 1166 
angestrebte Beibehaltxmg der Prüfung des öffent- 
lichen Verkehrsbedürfnisses auch im Ausflugs- und 
Mietwagenverkehr erforderlich. Eine Anrufung des 
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Bundesverfassungsgerichts ist zur Lösung dieser 
durch das Bundesverwaltungsgericht aufgeworfe- 
nen Frage nicht möglich, weil das Bundesverwal- 
tungsgericht die Verfassungsmäßigkeit des § 9 
Abs. 1 PBefG ausdrücklich anerkannt hat. 

Der verkehrspolitisch unerwünschten und von 
der bisherigen Praxis abweichenden Auslegung, die 
das PBefG durch die den Ausflugs- und Miet- 
wagenverkehr betreffenden Urteile des Bundes- 
verwaltungsgerichts erfahren hat, kann daher nur 
durch eine gesetzliche Neuregelung — 
wie in der anliegenden Gegenüberstellung ent- 
sprechend dem Beschluß des Ausschusses für Ver- 
kehrswesen vorgesehen — begegnet werden. 

Erwähnt sei noch, daß auch der bereits vom Bun- 
desrat im ersten Durchgang gebilligte Regierungs- 
entwurf eines Gesetzes über die Beförderung von 
Personen zu Lande (Personenbeförderungsgesetz 
— PBefG — ) — Drucksache 831 — in seinem § 13 
die Prüfung des öffentlichen Verkehrsbedürfnisses 
bei allen genehmigungspflichtigen Verkehrsarten, 
demnach auch beim Ausflugs- und Mietwagenver- 
kehr, als Kernstück der Verkehrsordnung vorsieht. 
Da hier im Interesse der Aufrechterhaltung der 
Ordnung im Verkehr besondere Eile geboten ist, 
kann wegen der Klärung dieser Frage nicht bis zur 
Verabschiedung des umfangreichen PBefG-Ent- 
wurfs gewartet werden. Es ist vielmehr auf dem 
schnellsten Weg Abhilfe zu schaffen. 

Im wesentlichen zielt demnach dieser Gesetz- 
entwurf auf die Wiederherstellung des alten Rechts- 
zustandes ab. 


Der Ausschuß für Verkehrswesen 
hatte nicht die Absicht, mit diesem 
Ä n d e r u n g s g e s e t z die Beratung die- 
ser auch in § 13 des Entwurfs eines 
Gesetzes über die Beförderung von 
Personen zu Lande — Drucksache 
831 — enthaltenen Regelung zu prä- 
judizieren. Die Frage der Genehmigungsvor- 
aussetzungen wird gelegentlich der Beratungen der 
Drucksache 831 erneut Gegenstand eingehender Er- 
örterungen sein und sorgfältig geprüft werden. 

Im Hinblick auf die letzten besonders schweren 
Omnlbusunglücke, bei denen zahlreiche Menschen- 
leben und Verletzte zu beklagen waren, hielt der 
Ausschuß für Verkehrswesen die umgehende Erle- 
digung dieser Gesetzesänderung für dringend ge- 
boten. Vor allem soll dadurch auch erreicht werden, 
daß sich die Genehmigungsbehörden (die zuständi- 
gen Aufsichtsbehörden in den Ländern) mit beson- 
derer Sorgfalt sowohl der Frage der Verkehrs- 
sicherheit der Kraftfahrzeuge und insbeson- 
dere der Omnibusse in betriebs- 
technischer Hinsicht als auch der Eig- 
nung jener Kraftfahrzeugführer zuwenden, denen 
die Beförderung von Menschen anver- 
traut wird. 


Bonn, den 15. Juni 1955 

Scheuren 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1166 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen, 

2. die zu 'dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen durch die Beschlußfassung für erledigt 
zu erklären. 


Bonn, den 15. Juni 1955 

Der Ausschuß für Verkehrswesen 


Kümmele 

Vorsitzender 


Scheuren 

Berichterstatter 



Zusammenstellung 


des von den Abgeordneten Rademacher, Rümmele, Schneider (Bremer- 
haven) und Genossen eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Beförderung von Personen zu Lande 

- Drucksache 1166 - 

mit den Beschlüssen des Aussdiusses für Verkehrswesen 

(30. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die 
Beförderung von Personen zu Lande 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

§ 9 ides Gesetzes über die Beförderung von 
Personen zu Lande vom 4. Dezember 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 1217) in der Fassung des 
Gesetzes zur Änderung 'des Gesetzes über die 
Beförderung von Personen zu Lande vom 
6. Dezember 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1319) 
und des Gesetzes über .das Inkrafttreten von 
Vorschriften des Gesetzes über die Beförde- 
rung von Personen zu Lande vom 16. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 21) wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ein Unternehmen läuft den Inter- 
essen des öffentlichen Verkehrs insbeson- 
dere zuwider, wenn für den beantragten 
Verkehr kein öffentliches Verkehrsbedürf- 
nis vorliegt.'' 

2. Folgender neuer Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Die nach diesem Gesetz und seinen 
Durchführungsbestimmungen genehmigungs- 


Beschlüsse des 30. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die 
Beförderung von Personen zu Lande 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

S 1 

§ 9 Abs. 2 des Gesetzes über die Beförde- 
rung von Personen zu Lande vom 4. Dezem- 
ber 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1217) in der 
Fassung des Gesetzes zur Äniderung des Ge- 
setzes über die Beförderung von Personen 
zu Lande vom 6. Dezember 1937 (Reichsge- 
setzbl. I S. 1319) und des Gesetzes über das 
Inkrafttreten von Vorschriften des Gesetzes 
über die Beförderung von Personen zu 
Lande vom 16. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 21) erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Genehmigung darf bei allen in 
§ 2 genannten Verkehrsarten nicht erteilt 
werden, wenn der Verkehr mit den vorhan- 
denen Verkehrsmitteln befriedigend bedient 
werden kann,“ 
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Entwurf 


Beschlüsse des 3 0. Ausschusses 


pflichtigen Verkehrsarten und Verkehrs- 
mittel dienen dem öffentlichen Verkehrs- 
bedürfnis; an ihnen besteht ein überwiegen- 
des Interesse der Öffentlichkeit.'' 

S 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

S 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung In Kraft. 


§ 2 


unverändert 


S 3 


unverändert 
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